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Arbeitsgruppe Schwerpunkt Feministische Forschung der Uni Frankfurt 
Babies und Renten 

Der folgende Beitrag ist die schriftliche Ausarbeitung 
mehrerer kurzer Vorträge, die im Rahmen einer gleichna­
migen Veranstaltung des Schwerpunkts feministische For­
schung des Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften (Uni­
versität Frankfurt/Main) im Dezember 1988 in der Frank­
furter Frauenschule gehalten wurden. Die Veranstaltung 
war das zweite, vom Forschungsschwerpunkt initiierte 
Treffen von Frankfurterinnen aus feministischer Praxis und 
Theorie; die im Juli 1988 begonnene gemeinsame Diskus­
sion zum feministischen Theorie-Praxis-Verhältnis sollte 
an einem Themenbeispiel aus der Sozialpolitik - an der 
Rentenreform - konkretisiere werden. 

I 
Barbara Holland-Cunz 
Die Rentenreform - geht sie uns an? 

Das Rententhema stellt sich auf den ersten 
Blick als trocken, gar langweilig dar, als ein Thema 
für diejenigen, die bereits in jungen Jahren als alt und 
unlebendig erscheinen. Welche von uns glauben gar 
- angesichts des Zustandes der Welt - tatsächlich an 
ihre Rente? Die Alterssicherung und ihre Reformie­
rung erscheinen allenfalls als eine Aufgabe, die 
männliche Berufspolitiker und ihre Beraterstäbe 
interessieren könnte. Verstärkt wird ein solcher Ein­
druck noch durch die Tatsache, daß allein das Pro­
blem der Anrechnung von Erziehungszeiten, das 
sogenannte Babyjahr und die Berücksichtigung von 
Zeiten der häuslichen Pflege öffentlich diskutiert 
werden. Frau gewinnt dabei den beruhigenden/ 
besänftigenden Eindruck, mann plane ganz gezielt 
frauenfreundliche Maßnahmen in die Reform ein. Es 
wird uns suggeriert, daß nun endlich der Einstieg in 
die gesellschaftliche Anerkennung der lohnlosen 
Familienarbeit der Frauen auch finanziell gemacht 
ist! 

Im Gegensatz zur öffentlichen Suggestion wird 
die Armut der Frauen mit der Rentenreform jedoch 
nicht vermindert werden. Unbemerkt von der 
Öffentlichkeit, auch von der feministischen, wird 
sich die Situation für Frauen mit der Verabschiedung 
des Reformpaketes noch verschlechtern. Was da auf 
Frauen als sogenannte Reform zukommt, ist poli­
tisch höchst brisant, ist frauenpolitisch relevant. 
Zwei Ebenen der Wirkung dieses Reformwerkes 
müssen berücksichtigt werden: 
- die unmittelbaren ökonomischen Auswirkungen, 

d.h. die Verschärfung der Ungleichheiten in der 
Alterssicherung von Männern und Frauen 
die Auswirkungen auf der „symbolischen" Ebene, 
d.h. die ideologischen Festschreibungen auf tradi­
tionelle Leitbilder für Frauen - trotz oder viel­
leicht gerade wegen des veränderten Verhaltens 
von Frauen zur Erwerbsarbeit und zu ihren 
Lebensentwürfen im allgemeinen. 

II 
Christine Kruse 
Bestandsaufnahme der 
systematischen Diskriminierung von 
Frauen in der Altersversorgung 

Die Bundesrepublik gehört zu den reichsten 
Staaten der Welt - dennoch sind alte Frauen bei uns 
arm. 1980 waren ca. 16 % aller Frauen über 65 Jahre 
sozialhilfeberechtigt. Zum Vergleich: Im gesamten 
Bundesdurchschnitt lag die Sozialhilfebedürftigkeit 
bei etwa 8 % .1 Aber auch alte Frauen, deren Einkom­
men über dem.Regelsatz der Sozialhilfe liegt, verfü­
gen meistens nur über erschreckend wenig Geld. 

Sigrid Koeppinghoff, Endstation Sozialhilfe, in: Ilona 
Kickbusch/Barbara Riedmüller (Hrsg.), Die armen 
Frauen. Frauen und Sozialpolitik, Frankfurc/M. 1984, 
S.252 
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1986 lag die durchschnittliche Höhe eigenstän­
diger Renten ( = aus eigener Erwerbstätigkeit aufge­
baute Renten) von Frauen in der Arbeiterrentenver­
sicherung (ArV) bei ca. 470 DM monatlich (Männer 
erhielten beinahe das Dreifache), in der Angestell­
tenversicherung (An V) bei ca. 830 DM (Männer 
mehr als das Doppelte). 2 

Im selben Zeitraum betrugen die abgeleiteten 
Renten(= Witwen- oder Hinterbliebenenrenten) in 
der Ar V ca. 700 DM in der An V ca. 980 DM; sie sind 
höher als die auf eigener Erwerbsarbeit basierenden 
Renten von Frauen. 

Doch selbst im Falle der sogenannten Renten­
kumulation, die den gleichzeitigen Bezug von eige­
ner und abgeleiteter Rente bezeichnet, entsteht die 
vielfach zitierte „ Überversorgung" so gut wie nie. 
Bestenfalls wird das Armutsrisiko der betroffenen 
Frauen dadurch reduziert, doch selbst das ist nicht 
die Regel. 1980 beispielsweise hatten 46 % der Wit­
wen, die zwei Renten „kumulierten", trotzdem noch 
weniger als 1000 DM monatlich zur Verfügung, bei 
lediglich 2,4 % ergab der Bezug zweier Renten über 
2000 DM. 3 

Die Armut alter Frauen ist ein Tatbestand, den 
wir auch unter dem Aspekt betrachten müssen, daß 
die Betroffenen in einer Lebensphase stehen, in der 
sie ihre Lebensplanung weder rückgängig machen 
noch deren Auswirkungen aufs Alter korrigieren 
können. 

In unserem System der Altersversorgung wird 
für die Erlangung einer ausreichenden Rente ein 
,,erfülltes Arbeitsleben" 4 vorausgesetzt, gemeint ist: 
Erwerbsarbeit. Nur wer einen ununterbrochenen 
Erwerbsverlauf vorweisen kann und immer über ein 
mindestens durchschnittliches Einkommen verfüg­
te, kann mit einer Rente rechnen, die den durch­
schnittlichen Lebensstandard annähernd absichert. 
Die Rentenformel, mit der die individuelle Rente 
errechnet wird, setzt Höhe und Dauer des vorange­
gangenen individuellen Einkommens in Relation 
zum aktuellen Durchschnittseinkommen aller versi­
cherungspflichtig Erwerbstätigen. Konkret bedeutet 
das: Wer 40 Jahre lang einen durchschnittlichen 
Lohn bezog, erhält jetzt eine Rente, die in etwa 60 % 
des derzeitigen durchschnittlichen Bruttoeinkom­
mens entspricht. (Legt man für 1986 einen durch­
schnittlichen Bruttolohn von 28.000 DM/Jahr 
zugrunde, ergibt das eine Rente von 1.400 DM/ 
Monat. Das bedeutet aber auch: Wer nur eine kürze­
re Zeit zu einem durchschnittlichen Lohn erwerbstä­
tig war oder 40 Jahre lang nur ein „halbes" Einkom­
men erhielt (z.B. wegen Teilzeittätigkeit), bekommt 
auch entsprechend weniger Rente. 

2 Verhandlungen des Bundesrates, Rentenanpassungsbe­
richt 1986, Bundesratsdrucksache 416/86, S. 86 f. 

3 Christopher Hermann, Gleichstellung der Frau und 
Rentenrecht, Berlin 1984, S. 241. 

4 Rentenanpassungsbericht 1986, a.a.O., S. 14. 
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Die Statistiken zeigen, auf wessen Bedürfnisse 
dieses Rentensystem zugeschnitten ist: Der über­
wiegende Anteil von Männern geht nach 40- bis SO­
jähriger Erwerbstätigkeit in Rente; die Rentnerinnen 
haben eine signifikant niedrigere Versicherungsdau­
er, etwa die Hälfte von ihnen kommt nur auf 15-
30 Versicherungsjahre 5

. Und: ,,Bei den Frauen liegt 
die durchschnittliche Höhe der Versichertenrenten, 
selbst bei gleicher Zahl der Versicherungsjahre, be­
trächtlich unter derjenigen bei den Männern. Dies 
wird dadurch verursacht, daß Frauen in der Vergan­
genheit im Durchschnitt geringer entlohnte Tätig­
keiten als Männer ausgeübt haben. "6 Daran hat sich 
bis heute leider nichts Entscheidendes geändert. 
Weder wird im Rentensystem berücksichtigt, daß 
die sog. ,,Normalbiographie" von Männern ohne die 
(unbezahlte!) Reproduktionstätigkeit von Frauen 
kaum denkbar ist, noch wird berücksichtigt, daß die 
niedrigen Einkommen von Frauen das Resultat 
geschlechtsspezifischer Diskriminierung sind: Weib­
liche Arbeit wird - obwohl sie zweifellos gesell­
schaftlich unentbehrlich ist, wie nicht zuletzt auch 
konservative Politikerlnnnen immer wieder betonen 
- im familialen Bereich überhaupt nicht und auf 
dem Arbeitsmarkt immer noch unübersehbar unter­
bezahlt. 

Das Prinzip der Beitragsäquivalenz, das angeb­
lich Gerechtigkeit in der Rentenbemessung garantie­
ren soll, honoriert also männliche Lebenspraxis und 
ignoriert vehement weibliche Lebens- und Arbeits­
zusammenhänge. Die vermeintliche „Gerechtig­
keit" erschöpft sich darin, sowohl Privilegierung als 
auch Benachteiligung während der Erwerbsphase 
geradlinig ins Alter zu verlängern. 

Eine besonders drastische Benachteiligung der 
Frauen wurde 1957 im Zuge der Rentenreform 
durch die Differenzierung beitragsloser Zeiten nach 
Ersatz- und Ausfallzeiten geschaffen. Die Umvertei­
lung sozialer Risiken durch Berücksichtigung unver­
schuldeter Beitragsausfälle war schon von Anfang an 
ein Element der Rentenversicherung als einer Sozial­
versicherung. Wurden jedoch in der ursprünglichen 
Fassung der RVO von 1911 noch Zeiten der Militär­
pflicht, des Wochenbettes un~ unverschuldeter 
Krankheit gleich behandelt, indem sie - ähnlich wie 
heute die Erziehungszeiten - als Beitragszeiten 
niedriger Lohnstufe Anerkennung fanden (§§ 1393/ 
94 a.F. RVO), so werden im heutigen System der 
Ersatz- und Ausfallzeiten Lücken in der Erwerbs­
biographie, die ausschließlich Männer betreffen 
(Militärpflicht, aber auch alle Arten freiwilliger mili­
tärischer oder paramilitärischer Einsätze während 
des 2. Weltkrieges mit ihren Folgen), fast immer ren­
tenerhöhend bewertet (Ersatzzeiten § 1251 RVO), 
während beitragslose Zeiten wegen Schwangerschaft 
und Wochenbett nur noch denjenigen Frauen ren­
tenerhöhend zugerechnet werden, die bis ins Ren-

5 Rentenanpassungsbericht 1986, a.a.O., S. 84 f. 
6 Rentenanpassungsbericht 1986, a.a.O., S. 15 
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tenalter überwiegend erwerbstätig waren (Ausfall­
zeiten § 1259 RVO). Soziale Risiken, die Frauen 
ebenso wie Männer oder stärker als diese zu tragen 
haben (Krankheit, Ausbildung, Arbeitslosigkeit), 
gelten als Ausfallzeiten mit dem Ergebnis, daß sie 
den meisten Männern als Versicherungsjahre zuge­
rechnet werden, während viele Frauen die für die 
Anrechnung erforderlichen Voraussetzungen (v.a. 
die sog. Halbbelegung) nicht erfüllen können, sei es, 
weil sie wegen Mann und Kindern ihre Ausbildung 
oder Erwerbstätigkeit abgebrochen haben oder weil 
sie in ungeschützten Beschäftigungsverhältnissen 
tätig waren, z.B. als „mithelfende Familienangehöri­
ge". 

So wird mit geschlechtsneutral formulierten 
Normen letztlich nur die männliche Erwerbsbiogra­
phie inclusive aller denkbaren Risiken abgesichert, 
während gerade diejenigen Frauen, deren Biogra­
phie staatlicher Norm entspricht, ins versicherungs­
rechtliche Nichts gestoßen weren. 

III 
M echthild Veil 
Der rote Faden der Rentenreformen 
der SO er Jahre: 
,,Auf Kosten der Frauen" 

Auch die sogenannten Reformen im Renten­
recht der letzten zehn Jahre wirken sich finanziell 
nachteilig für Frauen aus und führen zu einer 
Umverteilung von Frauen- zu gunsten von Männer­
renten. Darüberhinaus erfassen sie die unterschiedli­
chen Lebensentwürfe von Frauen nicht und vernach­
lässigen zunehmend die erwerbstätigen Mütter. Die 
eingangs festgestellte Systematik, mit der Frauen im 
Rentenrecht diskriminiert werden, wird auf Kosten 
sozial ausgleichender Maßnahmen ausgebaut, indem 
die Erwerbsarbeit an Bedeutung gewinnt (Lohnar­
beitsbezug). Leistung, d.h. hohe Beiträge, soll sich 
wieder auszahlen (Äquivalenzsprinzip). Dieses 
Prinzip wird jedoch bei „frauenfreundlichen" 
Reformen, wie die Einführung von Zeiten der Kin­
dererziehung, wieder außer Kraft gesetzt. Die dop­
pelte Leistung erwerbstätiger Mütter wird nur zur 
Hälfte anerkannt, da eine gleichzeitige Tätigkeit als 
Erziehende und als Berufstätige nicht honoriert 
wird. 

Im folgenden wird diese Entwicklung am Bei­
spiel des Haushaltsbegleitgesetzes von 1984, dem 
Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeitenge­
setz von 1986 sowie der aktuell diskutierten Renten­
strukturreform, die 1992 in Kraft treten soll, aufge­
zeigt. 

1 Vgl. Wiehert in: Gerhard et al. 1988 
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1. 
1984: Neuordnung der Berufs- und Erwerbsunfä­
.higkeitsrente durch das Haushaltbegleitgesetz 

Mit dem Haushaltbegleitgesetz (HBeglG) von 
1984 wurde die Voraussetzung für eine Berufs- und 
Erwerbsunfähigkeitsrente (BE/EU-Rente) geän­
dert. Das hat sich fast ausschließlich für Frauen nega­
tiv ausgewirkt. Nach dem alten Recht konnten 
erwerbsunfähige Versicherte eine BU/EU-Rente 
beantragen, wenn sie vorher fünf Jahre versiche­
rungspflichtig erwerbstätig waren (Sjährige Warte­
zeit). Viele Hausfrauen hatten diese Rentenart in 
Anspruch genommen, wenn sie aus gesundheitli­
chen Gründen nach der Familienphase keine Berufs­
tätigkeit mehr aufnehmen konnten. 

Das HBeglG hat die Zugangsbedingungen ver­
schärft: Es genügt nicht mehr die Sjährige Wartezeit, 
erschwerend kommt hinzu, daß drei der fünf Berufs­
jahre in den letzten fünf Jahren vor Eintritt einer 
Berufs-/Erwerbsunfähigkeit liegen müssen (vgl. 
1246 III. § 1247 III RVO). Daß heißt, daß eigentlich 
nur noch aus einer Erwerbstätigkeit heraus diese 
Rente beantragt werden kann. Die Neuregelung 
trifft damit Frauen und Männer ungleich. Männer 
können in der Regel diese Voraussetzung erfüllen, da 
sie ihre Erwerbstätigkeit nicht für Familienaufgaben 
unterbrechen. Frauen hingegen sind nicht kontinu­
ierlich erwerbstätig, und sie können seit 1984 keine 
BE/EU-Rente mehr nach einer Familienphase bezie­
hen. Mit dem HBeglG entfällt auch die Möglichkeit, 
freiwillige Beiträge zu zahlen, um die fünfjährige 
Wartezeit zu erfüllen. 1 Aufgrund dieser Einschrän­
kungen ist der Zugang zu BU/EU-Renten von 60 bis 
64-jährigen Frauen um 80% zurückgegangen. 2 

Mit dieser Neuregelung ist der Lohnarbeitsbe­
zug des Rentensystems „auf Kosten der Frauen" 3 

gestärkt worden. Erstaunlich ist, wie wenig dieser 
frauenpolitische Skandal in der Öffentlichkeit zur 
Kenntnis genommen wurde. 

2. 
1986: Neuregelung des Hinterbliebenenrenten­
und Erziehungs-zeitengesetzes (HEZG) 

Zwei Urteile des Bundesverfa~ungsgerichtes 
(BVerfG) zur Frage der Gleichbehandlung von 
Mann und Frau im Hinterbliebenenrecht (Einfüh­
rung einer Witwenrente) haben die Diskussion über 
die eigenständige Sicherung der Frau ausgelöst. Das 
BVerfG hatt_e am 24.7.1963 (BVerfGE 17, 38 ff) zwar 
entschieden, das geltende Recht der Hinterbliebe­
nenrente verstoße unter dem Vorbehalt einer verfas­
sungskonformen Auslegung nicht gegen das Gleich­
heitsgebot, jedoch wurde mit einer quantitativen 
Gegenübersetzung der Hausarbeit der Frau und der 
Erwerbsarbeit des Mannes eine sozialpolitische 
Debatte über die eigenständige Alterssicherung der 
Frau ausgelöst. Ein Rentenanspruch aus der Hausar­
beit wurde damals nicht gefordert. 

2 Vgl. Deutsche Angestelltenversicherung 7/8, 1988, 289 
3 Gerhard et al. 1988 
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Zwölf Jahre später, am 12.3.1975, entschied das 
BVerfG (BVerfGE 39, 169 ff) in gleicher Angelegen­
heit anders und forderte den Gesetzgeber auf, bis 
1984 (daraus wurde 1986) die „unterschiedlichen 
Voraussetzungen für die Hinterbliebenensicherung 
der Witwen und der Witwer zu beseitigen". Es 
schlug unter anderem vor, ,,das derjenige überleben­
de Ehegatte Hinterbliebenenrente erhalten soll, der 
durch Betreuung der Kinder oder eigene Erwerbsun­
fähigkeit gehindert gewesen ist, überhaupt einer 
Erwerbstätigkeit nachzugehen", d.h. auch Kinderer­
ziehungszeiten sollten einen Rentenanspruch erge­
ben. Und weiter: ,,Schließlich sind in diesem Zusam­
menhang die Pläne zum Aufbau einer eigenständi­
gen Sicherung der Frau in der Rentenversicherung 
zu berücksichtigen" (BVerfG, a.a.O., 193). Dies 
wurde zurecht als ein Votum für eine umfassende 
Reform der Alterssicherung der Frau verstanden, die 
bereits vor dem Urteil des BVerfG mehrfach gefor­
dert wurde. 

1974 trat W. Gitter in einem Teilgutachten für 
den 50. Deutschen Juristentag nachdrücklich für die 
eigenständige Sicherung der Frau aus rechtlichen 
Gründen ein. Er schlug unter anderem die Anrech­
nung von Erziehungszeiten und Pflegezeiten im 
Rentenrecht vor, die, entsprechend den Wehrdienst­
zeiten steuerfinanziert werden sollten. 4 

Den weitestgehenden Vorschlag in dieser Rich­
tung stellten die von Krupp u.a. vorgeschlagenen 
„Alternativen der Rentenreform 84" dar. Ihr Modell 
der „ voll eigenständigen Sicherung" sah den Aufbau 
einer eigenen Rente auch für Hausfrauen vor, deren 
Rentenansprüche teilweise durch zusätzliche Beiträ­
ge des Ehepartners und teilweise durch Umwand­
lung abgeleiteter Ansprüche in eigene Versorgungs­
ansprüche finanziert werden sollten. 5 

All diesen Erkenntnissen lag ein ab Mitte der 
60er Jahre verändertes Erwerbsverhalten von Frauen 
zugrunde. Immer mehr Expertisen zum Frauenar­
beitsrecht stellen die wachsende Erwerbsbeteiligung 
insbesondere der verheirateten Frau fest. Das 
BVerfG hat auf die Verhaltensänderung der Frauen 
hingewiesen und festgestellt, ,,daß sich die Rolle der 
Frau in Ehe und Familie rechtlich und tatsächlich zu 
wandeln begonnen hat" (BVerfGe 39, 193). 

Es scheint, daß in der Reformdiskussion der 
70er Jahre Konsens darin bestand, der Frau mit ihren 
typischen Lebens- und Arbeitsbiographien, dem 
Pendeln zwischen Familien- und Erwerbsarbeit, zu 
mehr Sicherungsansprüchen zu verhelfen. Die frau­
entypischen Versicherungslücken durch Kinderer­
ziehungs- und Pflegezeiten sollten geschlossen wer­
den, indem Hausarbeit und Erwerbsarbeit gleich­
wertig nebeneinander gestellt werden sollten. Eine 
solche Regelung hätte dem 1976 reformierten Ehe­
recht entsprochen, welches die Hausfrauenehe zu­
gunsten einer freieren geschlechtlichen Arbeitstei-

4 Gitter 1974 
5 Vgl. Krupp/Wagner 1982 
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lung aufgab, wodurch nun auch juristisch das nach­
vollzogen wurde, was sich faktisch schon durchge­
setzt hatte: das Modell der Hausfrauenehe gibt es 
nicht mehr, da sich immer mehr Frauen an einer 
Erwerbstätigkeit orientieren. 

Die Rentenreform von 1986 (HEZG) hat mit 
der Neugestaltung der Hinterbliebenenrente und 
der Einführung von Erziehungszeiten den Frauen 
keine Vorteile gebracht. Auch weiterhin können sie 
ihre Existenz im Alter nicht aus der Familienarbeit 
sichern. Darüberhinaus sind ihnen noch Hinterblie­
benenansprüche gestrichen worden. 

a) Einführung von Kindererziehungszeiten 
Seit dem 1.1.1986 ergeben Kindererziehungszei­

ten unter bestimmten Voraussetzungen einen Ren­
tenanspruch, ohne daß die Mutter ( der Vater) dafür 
Beiträge zahlt. Der Staat übernimmt die Beitragszah­
lung, allerdings·nur in Höhe von 75 % des durch­
schnittlichen Bruttoentgelts aller Versicherten (vgl.§ 
1255 Vla RVO). Dieser dynamische, um die jährliche 
Rentenanpassung steigende Wert ergibt für 1989 
einen monatlichen Rentenanspruch von knapp 30 
DM pro Kindererziehungsjahr. Die vom Gesetzge­
ber angestrebte Gleichstellung von Erziehungsar­
beit mit der Erwerbsarbeit ergibt auf der finanziellen 
Ebene eine Gleichstellung mit einer Hilfsarbeitertä­
tigkeit, die um ¼ schlechter bezahlt wird als der 
Durchschnitt. Damit wird die Lohndiskriminierung 
der Frau auf dem Arbeitsmarkt auch bei der Bewer­
tung ihrer Arbeit als Erziehende im Rentenrecht 
fortgeschrieben. 

Das Rentenrecht erkennt ein Erziehungsjahr 
(das erste Lebensjahr des Kindes) dann an, wenn 
die/der Erziehende sich in diesem Zeitraum aus­
schließlich der Erziehung widmet. Eine versiche­
rungspflichtige Tätigkeit, freiwillige Beiträge oder 
andere anspruchsbegründende Tatsachen (wie Aus­
bildungszeiten oder Zeiten der Arbeitslosigkeit) für 
den gleichen Zeitraum reduzieren bzw. annullieren 
den Rentenanspruch aus Erziehungszeiten. Treffen 
Rentenansprüche aus Kindererziehungszeiten mit 
anderen im Rentenrecht bewerteten Zeiten zusam­
men, so wird jeweils nur der höhere Rentenanspruch 
gewährt, eine Kumulation zweier unterschiedlicher 
Leistungen ist nur bis zur Höhe der Rente aus Erzie­
hungszeiten möglich (vgl. § 1255 VI a RVO). Diese 
Einschränkungen wirken sich sozial ungerecht und 
willkürlich aus. Das sei an folgenden Beispielen auf­
gezeigt: 
1. Beispiel: 

Eine Frau, die erst im zweiten Lebensjahr ihres Kin­
des ihren Beruf aufgibt und ihr Kind dann 15 Jahre erzieht, 
bekommt keine Babyjahrrente, da sie sich im ersten Jahr 
Rentenansprüche durch ihre Erwerbstätigkeit erarbeitet 
hat. 
2. Beispiel 

Eine Studentin, die für ihr Kind im ersten Lebensjahr 
eine Betreuung gefunden hat und ihr Studium deshalb nicht 
unterbricht, bekommt dann einen reduzierten Rentenan­
spruch aus Erziehungszeiten, wenn die Ausbildungszeit als 
Ausfallzeit einen Rentenanspruch ergibt. 
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J. Beispiel 
Eine Frau arbeitet nach der Geburt ihres Kindes in 

Teilzeit weiter und gibt erst beim zweiten Kind ihren 
Arbeitsplatz auf. Obwohl sie ihre beiden Kinder erzogen 
hat, bekommt sie nur für ihr zweites Kind eine Rente aus 
Erziehungszeiten, für ihr erstes jedoch nicht. 
4. Beispiel 

Eine Mutter, deren Kinder lange vor Inkrafttreten des 
HEZG geboren wurden, hat ihre Erwerbsarbeit für die 
Kindererziehung unterbrochen und vorsorglich diese Ver­
sicherungslücke durch freiwillige Beiträge aufgefüllt. Ihre 
freiwilligen Beitragsleistungen werden im achhinein 
wertlos, weil sie dadurch in entsprechender Höhe den 
An pruch auf Rente für Erziehungszeiten verliert. 

Es hat sich herausgestellt, daß heute jede zweite 
Mutter für ihr erstes Kind keinen oder nur einen 
reduzierten Rentenanspruch aus Erziehungszeiten 
hat. 6 Die Doppelbelastung aus Erziehungsarbeit 
und Erwerbsarbeit hebt anscheinend den Arbeits­
charakter der Erziehungstätigkeit wieder auf: die 
gleiche Arbeit, die bei der Hausfrau einen Rentenan­
spruch ergibt, wird bei der berufstätigen Mutter wie­
der zum feierabendlichen Hobby. 

Der Fortschritt liegt darin, daß nach gut 100 
Jahren Rentenrecht erstmalig ein Teil der unbezahl­
ten Familienarbeit als Arbeitsleistung anerkannt und 
ansatzweise der Erwerbsarbeit gleichgestellt wird. 
Diese längst überfällige Fortentwicklung des Ren­
tenrechts wird für Frauen jedoch zu einer zwei­
schneidigen Reform, da das HEZG neben der Erzie­
hungsarbeit eine gleichzeitige Erwerbsarbeit nicht in 
vollem Umfang anerkennt. Damit schafft das Gesetz 
neue Spaltungslinien zwischen den Müttern, die 
eher berufsorientiert sind (oder sein müssen), und 
den stärker familienorientierten Müttern. Es berück­
sichtigt nur die Mütter, die sich zumindest zeitweise 
für den häuslichen Herd als ihren Arbeitsplatz ent­
scheiden. Durch seine konkrete Ausgestaltung ent­
wertet das Gesetz Erziehungsleistungen berufstäti­
ger Mütter. 

b) Neuregelung der Hinterbliebenenrente 
Mit dem HEZG gibt es seit dem 1.1.1986 neben 

der Witwenrente auch eine Witwerrente (vgl. § 1263 
ff RVO). Im Unterschied zum alten Recht wird nun­
mehr das eigene Einkommen (das kann auch die 
eigene Versichertenrente sein) ab einer bestimmten 
Höhe zu 40% auf die Hinterbliebenenrente ange­
rechnet. Die anzurechnende Einkommensgrenze lag 
1988 bei rund 980 DM und wird wie die Rente jähr­
lich dynamisiert. Auf die Hinterbliebenenrente wer­
den nicht angerechnet: Zusatzversorgungen im 
öffentlichen Dienst, berufsständische Zusatzversor­
gungen, Betriebsrenten, Privatversicherungen, Ver­
mögenseinnahmen, Mieteinnahmen. 

Mit der Neuregelung erhalten Witwer meist 
mehr Rente als zuvor, Witwen hingegen weniger 
oder gleich viel Rente. Bezahlt wird die „Reform" 
von der doppeltbelasteten verheirateten Frau. Die 
Witwenrente wurde eingeführt, ohne daß ein Versor­
gungsnotstand bei Witwern vorgelegen hätte. 

Dazu folgende Beispiele 7
: 

1. Beispiel: 

Das alte Recht 
Versichertenrenten: 
Mann Frau 
1600 DM 900 DM 
Rente der Witwe: 
900 DM + 960 DM (HR)"' 
Rente des Witwers: 
1600DM 

2. Beispiel 

Das alte Recht 
Versichertenrenten: 
Mann Frau 
1800 DM 1200 DM 
Rente der Witwe: 
1200 DM + 1080 DM (HR) 
Rente des Witwers: 
1800DM 

''') Hinterbliebenenrente 

Das neue Recht 
Versichertenrenten: 
Mann Frau 
1650 DM 900 DM 
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Rente der Witwe: 
900 DM + 960 DM (HR) 
Rente des Witwers: 
1600 DM + 260 DM (HR) 

Das neue Recht 
Versichertenrenten: 
Mann Frau 
1800 DM 1200 DM 
Rente der Witwe: 
1200 DM + 960 DM (HR) 
Rente des Witwers: 
1800 DM + 360 DM (HR) 

In dem ersten Beispiel bekommt der Witwer 
mit dem neuen Recht eine Rentenerhöhung von DM 
260, die Witwe nicht einen Pfennig mehr; in dem 2. 
Beispiel erhält der Witwer 360 DM mehr Rente, die 
Witwe hingegen 120 DM weniger als zuvor. Es findet 
demnach eine Umverteilung von Frauenrenten 
zugunsten von Männerrenten statt. 

Ausgangspunkt der Neuregelung war nicht die 
ungenügende Versorgungslage von Witwern. Wir 
haben bereits aufgezeigt, daß Frauenrenten durch­
schnittlich wesentlich niedriger als Männerrenten 
sind, auch dann noch, wenn Witwen zwei unter­
schiedliche Rentenarten erhalten. Ausgangspunkt 
war „die unterschiedlichen Voraussetzungen für die 
Hinterbliebenensicherung der Witwen und der Wit­
wer zu beseitigen" (BVerfG 39, 169 ff). Mit der Ein­
führung der Witwerrente wurde jedoch der Charak­
ter dieser Rentenart verändert: ursprünglich war sie 
als Unterhaltsersatzleistung für die nicht versorgte 
Hausfrauenwitwe eingeführt worden 8, die kein oder 
nur ein ungenügendes eigenes Einkommen hat. Die­
se Unterhaltsersatzleistung galt auch für den Witwer, 
der ohne eigenes Einkommen war, da seine Frau 
überwiegend zum Familieneinkomrven beigetragen 
hatte. Nach dem alten Recht erhielt er eine Witwer­
rente. Mit der neuen Witwerrente wird die Unter­
haltsersatzfunktion ad absurdum geführt, auf die 
Frauen jedoch heute noch angewiesen sind. Im Ge­
gensatz zum Manne besteht ihre soziale Sicherung in 
der eigenen Erwerbstätigkeit und in der Ehe. Diese 
typische Frauensituation wird vom HEZG und auch 
in der Debatte um die Rentenstrukturreform igno­
riert. In dem „Diskussions- und Referentenentwurf 
eines Rentenreformgesetzes 1992" wird gar nicht 
mehr von Hinterbliebenenrenten gesprochen, dieser 
Begriff wird durch „Rente wegen Todes" ersetzt. 
Diese Entwicklung ist unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung der Frau ein Rückschlag. 

6 Vgl. Kirner 1986 
7 Vgl. Bokeloh 1985, 11-13 
8 Dreher 1978 
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„Einkaufen auf der Zeil", Foto: Mechthild Veil 

3. 
1989: Die aktuell diskutierte Renten­
strukturreform 
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Die zur Zeit diskutierte Rentenstrukturreform 
wird voraussichtlich 1989 als Gesetz verabschiedet 
werden und 1992 in Kraft treten. Anlaß der Struktur­
reform sind finanzielle Probleme, verursacht durch 
die demographische Entwicklung und die hohe 
Arbeitslosigkeit. Nach dem jetzigen Kenntnisstand 
zeichnen sich folgende Änderungen ab: Erhöhung 
des Bundeszuschusses, Heraufsetzung der Alters­
grenze, Umstellung der Rentenformel ( ettolohn­
anpassung), eubewertung beitragsloser und bei­
tragsgeminderter Zeiten, Erhöhung der anrech­
nungsfähigen Erziehungsjahre. Vorschläge einer 
Grundsicherung (im Sinne der GRÜNEN), Min­
destsicherungsmodelle der SPD und der CDU (U. 
Fink), sowie Vorschläge, die Beitragshöhe nach der 
Kinderzahl zu staffeln (Schwarz-Schillig), sollen 
nicht berücksichtigt werden. 

Es ist zu befürchten, daß auch dieses „Jahrhun­
dertwerk" (Blüm) zu Lasten der Frauen geht, da die­
jenigen Strukturen, die bisher sozial ausgleichenden 
Charakter hatten (pauschale Anrechnung von Aus­
fallzeiten, Frauenaltersruhegrenze) zugunsten der 
Lohnbezogenheit geändert werden sollen. Die fol­
genden Ausführungen konzentrieren sich auf die 
geplanten Veränderungen, von denen Frauen in 
besonderem Maße betroffen sind. Dazu gehören die 
Anhebung der Altersgrenze, die Ersetzung der 
Halbbelegung durch die Gesamtleistungsbewertung 
sowie der Ausbau familienpolitischer Elemente. 

a) Anhebung der Altersgrenzen 
In den koalitionsübergreifenden Verhandlun­

gen von SPD, CDU und FDP scheint sich folgender 
Kompromiß zur umstrittenen Anhebung der Alters­
grenzen abzuzeichnen: Das flexible Altersruhegeld 
ab dem 63. Lebensjahr, das Frauenaltersruhegeld ab 
dem 60. Lebensjahr und das Arbeitslosenruhegeld 
ab dem 60. Lebensjahr sollen gleichermaßen für 
Männer und Frauen schrittweise auf das 65. Lebens­
jahr angehoben werden. Das heißt, für langjährig 
versicherte Männer tritt die Regelaltersgrenze von 
65 Jahren im Jahr 2006 ein und für langjährig versi­
cherte Frauen und Arbeitslose im Jahre 2012. Nur 
Schwerbehinderte und Berufs-/Erwerbsunfähige 
können weiterhin mit 60 Jahren in Rente gehen. 

Sind die heute geltenden Voraussetzungen für 
ein vorgezogenes bzw. flexibles Altersruhegeld 
erfüllt, können Rentnerinnen auch künftig vorzeitig 
in Rente gehen (frühestens ab dem 62. Lebensjahr), 
sie müssen dafür jedoch zahlen. Für jeden Monat, 
der vor dem 65. Lebensjahr liegt, wird ihnen 0,3 % 
von ihrer Rente abgezogen. 

Beispiel: 
Eine Frau ( oder ein Mann) geht mit 62 Jahren in Ren­

te, ihre Rente wird um 0,3 X 36 = 10,8 % gekürzt. 

maritthiede
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Um die Rentenminderung berechnen zu kön­
nen, wird im zukünftigen Recht die Rentenformel 
um einen Zeitfaktor erweitert (Zugangsfaktor), und 
damit erstmalig das Alter des Versicherten in die 
Rentenberechnung einbezogen. 

Mit der Heraufsetzung des Rentenalters wird 
die 1957 eingeführte besondere Altersgrenze für 
Frauen und langfristig Arbeitslose (ab dem 60. Le­
bensjahr) gestrichen. Damit werden alte Arbeitneh­
merinnenrechte abgebaut, die mit dem Urteil des 
BVerfG vom 28.1.19879 noch einmal bestätigt wor­
den sind. Die Verfassungsmäßigkeit einer besonde­
ren Altersgrenze für Frauen wurde mit ihrer mehrfa­
chen Benachteiligung durch die Lohndiskriminie­
rung und die Doppelbelastung berufstätiger Frauen 
begründet. Der DGB hatte in seinem Gutachten für 
das Bundesverfassungsgericht darauf hingewiesen, 
daß die unterschiedliche Behandlung von männli­
chen und weiblichen Versicherten in dieser Frage auf 
die dahinter stehende soziale Ungleichheit zurück­
zuführen sei. 

b) Neugestaltung der Ausfallzeiten und Einfüh­
rung der Gesamtleistungsbewertung 

In welcher Weise der Lohnbezug der Rentenlei­
stungen auf Kosten sozial ausgleichender Maßnah­
men ausgebaut werden soll, zeigen die geplanten 
Strukturveränderungen der Ausfallzeiten. Im alten 
Recht wurden die Ausfallszeiten für alle gleich, und 
zwar als zeitfaktor bewertet, die Anerkennung insge­
samt jedoch von einer erforderlichen Beitragsdichte 
abhängig gemacht (Erfüllung der Halbbelegung). Es 
handelte sich bei der Halbbelegung um ein Alles­
oder-Nichts-Prinzip und hat bei Frauen mit diskon­
tinuierlichen Versicherungsverläufen, d.h. bei jeder 
zweiten versicherten Mutter, zu Rentenminderun­
gen geführt. 

In dem neuen Recht soll die frauendiskriminie­
rende Regelung der Halbbelegung gestrichen und 
durch die Gesamtleistungsbewertung ersetzt wer­
den. Mit diesem Vorgehen werden die beitragslosen 
und beitragsgeminderten Zeiten in jedem Falle (d.h. 
wenn die Sjährige Wartezeit erfüllt ist) anerkannt, die 
Frage ist nur, in welcher Höhe. Und hier wird es 
interessant. Der Wert, den diese Zeiten für die späte­
re Rente haben, richtet sich danach, wie hoch die 
Beiträge des Einzelnen während seines gesamten 
Versicherungsverlaufs sind (Beitragshöhe) und wie 
viele Lücken er in seinem Berufsleben aufzuweisen 
hat (Beitragsdichte). 

Diese Regelung wirkt eindeutig geschlechtsspe­
zifisch und frauenfeindlich. Sie diskriminiert Frauen 
in doppelter Hinsicht: zum einen drücken die niedri­
gen Frauenlöhne, die um ein Viertel unter den Män­
nergehältern liegen, nun auch den Wert ihrer bei­
tragslosen und beitragsgeminderten Zeiten, zum 
andern führt jede Unterbrechung der Erwerbstätig­
keit ebenfalls zu einer finanziellen Abwertung dieser 
Zeiten. 

9 BVerfGE 74, 163 = STREIT 2/87, S. 52 ff. 
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Der Verband der Deutschen Rentenversiche­
rungsträger (VDR) hatte in der Öffentlichkeit kriti­
siert, in welchem Umfang Renten durch die Gesamt­
leistungsbewertung zugunsten der Männer und auf 
Kosten der Frauen umverteilt werden, ,,und zwar 
insbesondere von den Arbeiterinnen zu den männ­
lichen Angestellten". Für die Arbeiterinnen ergäbe 
sich ein Minus von 11,8 % für die Männer durch­
schnittlich ein Plus von 0,4 %.l 0 

Das hatte die Frauenöffentlichkeit aufge­
schreckt und zu Protesten geführt, so daß das 
zuständige Ministerium für Arbeit und Soziales rea­
gieren mußte. Kleine Korrekturen wurden vorge­
nommen, die das gesamte Rentenpaket allerdings 
noch undurchschaubarer machen. Berücksichti­
gungszeiten werden zusätzlich eingeführt. Das sind 
beitragslose Zeiten, die keinen eigenen Rentenan­
spruch ergeben, keine Versicherungslücken schlie­
ßen können·, die jedoch im Rahmen der Gesamtlei­
stungsbewertung zu einer größeren Beitragsdichte 
führen und damit den Wert der Ausfallzeiten erhö­
hen. Berücksichtigungszeiten können Erziehungs­
zeiten bis zum 10. Lebensjahr des jüngsten Kindes 
sein sowie Zeiten der häuslichen Pflege, wenn die 
Frau zu Hause bleibt. 

Das klingt großzügig, ist es tatsächlich jedoch 
nicht. Hierzu folgendes Beispiel: 

Eine Frau, die immer durchschnittlich verdient hat, be­
kommt bei: 
24 Jahren Beitragszeit 

5 Jahren Anrechnungszeiten 
1 Jahr Kindererziehungszeit (Beitragszeit) 
9 Jahren Berücksichtigungszeit (wegen Kindererziehung) 

10 Jahren Versicherungslücke durch ihre 9jährige Berück­
sichtigungszeit, eine Rentenerhöhung von gan­
zen 21,50 DM. 11 

Der in der Öffentlichkeit verbreitete Schein, 
daß mit den Berücksichtigungszeiten frauenfreund­
liche Korrekturen eingeleitet worden seien, ist 
falsch. Die Auswirkungen sind minimal, die zu 
Unrecht geschürten Erwartungen jedoch groß. 

Neben den Berücksichtigungszeiten wird das 
eine Jahr Kindererziehungszeit, welches seit 1986 als 
Pflichtbeitragszeit eingeführt worden ist, für diejeni­
gen Mütter (Väter) auf drei Jahre erhöht, die den 
Erziehungsurlaub in Anspruch genommen haben. 

Nach dem bisherigen Kenntnistand kann be­
reits festgestellt werden, daß die geplante Strukturre­
form das Rentenunrecht gegenüber Frauen fort­
schreibt und sogar noch verstärkt. Das Rentenrecht 
zielt weiterhin darauf ab, die Risiken in einem männ­
lichen Arbeitsleben und das Alter nach solch einem 
Arbeitsleben abzusichern, das Patchworkleben von 
Frauen zwischen Beruf und Familie wird jedoch wei­
terhin durch die rechtliche Struktur ausgegrenzt. 
Damit wird eine solidarische Ressourcenzuteilung 
zugunsten beider Geschlechter verhindert. 

10 Vgl. Frankfurter Rundschau, 5. 10. 1988 
11 Zahlen aus: VDR (Hg.), a.a.O., S. 81 
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IV 
Ute Gerhard 
Bedenkliches Resümee 

Der schöne Schein konservativer Frauen- und 
Rentenpolitik zerbricht an der harten Realität. Wäh­
rend Frauenfragen in aller Munde sind, Frauenpoli­
tik anscheinend Hochkonjunktur hat und ein für 
deutsche Verhältnisse ungewöhnlicher 'Staatsfemi­
nismus' so erfolgreich wie nie zu sein scheint, geht es 
den Frauen materiell nicht besser, im Gegenteil, ist 
ihre Rechtsteilung im Sinne sozialer Gleichstellung 
gefährdeter denn je. Die wichtigsten Kennzeichen 
dieser erneut festgeschriebenen Benachteiligung der 
Frauen, die wiederum wohlgemerkt mithilfe des 
sog. ,,Sozial"rechts gültig und rechtswirksam wird, 
sollen zusammenfassend noch einmal benannt wer­
den: 

Der Lohnbezug des Rentenrechts, der in der 
sozialpolitischen Diskussion als 'Beitragsgerechtig­
keit' verhandelt wird, wurde in den jüngsten Renten­
reformen noch einmal verstärkt, zulasten des im 
Sozialrecht ebenso zentralen Solidaritätsprinzips, 
das sozialen Ausgieich vorschreibt, und damit wie­
derum auf Kosten von Frauen. Dies alles geschieht in 
einer Zeit, in der die 'Krise der (Lohn- )Arbeitsgesell­
schaft' angeblich zu einem Bewußtseins- und Werte­
wandel geführt hat und Hausarbeit bzw. Familienar­
beit zur Anerkennungsrhetorik beinahe jedes Politi­
kers gehört, der politisch noch reüssieren möchte 
(vgl. etwa 0. Lafontaine). 
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„Irrsinnige Neiderin", Fallstudie, Theodore Gericault, 1822 

Der erste winzige Schritt zur Änderung dieses 
Lohnarbeitsbezuges, die Anerkennung eines Erzie­
hungsjahres für die Rentenberechnung, wurde 
jedoch mit der gleichzeitigen Verschlechterung müh­
sam errungener Arbeitnehmerinnenrechte erkauft: 
einerseits durch die Verabschiedung des Beschäfti­
gungsgförderungsgesetzes vom 26.4.1985, das Kün­
digungsschutzerechte bei kurzzeitigen Arbeitsver­
trägen aushebelt, sowie andererseits durch die Tatsa­
che, daß die Anerkennung des 'Babyjahres' an die 
Stdle der Rentenrechte aus dem Mutterschutzgesetz 
tntt. Damit ist im Bereich des Arbeitsrechts durch 
die Neuregelung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 
zugleich eine Verschlechterung des Kündigungs­
schutzes für Arbeitnehmerinnen(§ 18 des BerzGG) 
einhergegangen. ' 

Der mit der relativen Besserstellung nichter­
werbstätiger Mütter angestrebte 'Edukationseffekt' 
beherrscht auch unser Steuerrechtssystem. Er wurde 
im Zuge der in vielfältiger Hinsicht kritisierten, aber 
dennoch Ende 1988 durchgesetzten Steuerreform 
zugunsten der Besserverdienenden noch einmal ver­
stärkt: Die Begünstigung der Hausfrauenehe durch 
das Steuersplitting und damit eine Erhöhung der 
Steuerprämie „für reiche Patriarchen" (A. Mennel, 
in: U. Gerhard et al. 1988). 

Zu ergänzen ist das düstere Bild verschärfter 
Ungleichheiten und Benachteiligungen für Frauen 
mit dem Hinweis auf die Rechtsverschlechterungen 
auch im Arbeitsförderungsrecht (AFG), ein nun 
schon bewährtes Mittel zur Krisenbewältigung auf 
Kosten von Frauen (im einzelnen U. Gerhard 1988). 
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Zu erwähnen ist beispielsweise die erneute Ver­
schlechterung der Weiterbildungs- und Umschu­
lungsmöglichkeiten, die nun durch Umwandlung in 
reine Kannbestimmungen jeglichen Anspruchscha­
rakter verloren haben, sowie der drastische Abbau 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), eines 
der wenigen Förderungsinstrumente, das bisher vor­
rangig Frauen zugutegekommen war. 

Wie ist es möglich, daß trotz so gravierender 
Rechtsverschlechterungen im öffentlichen Bewußt­
sein der Eindruck entstehen konnte, es stehe um die 
Frauen so gut wie nie? Und was noch viel mehr 
beunruhigt, warum scheinen diese „sozialen" Fra­
gen Feministinnen von heute kaum zu bekümmern, 
nicht zu interessieren? 

Wenn wir uns kurz die Rechtsentwicklung seit 
dem Beginn der sechziger Jahre, die großen Refor­
men der linksliberalen Regierung in Erinnerung 
rufen, z.B. 
- die verbesserte Rechtsstellung der nichtehelichen 

Kinder durch Gesetz vom 19.8.1969, 
die Verabschiedung des AFG vom 25.6.196~9, das 
eigentlich "speziell und überwiegend" Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt helfen sollte, 

- die große Ehe- und Familienrechtsreform durch 
Gesetz vom 14.6.1976, die wenigstens vom Wort­
laut des Gesetzes her eine formale Gleichberechti­
gung auch in der Ehe ermöglichen sollte, 
oder die lange Diskussion um eine eigenständige 
soziale Sicherung der Frau im Anschluß an das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
12.3.1975 zur Neuregelung des Rentenrechts, 

so bleibt festzustellen: Alle diese Rechtsrefor­
men, wie auch die schon 1975 wieder einsetzenden 
Rechtsverschlechterungen ( durch Haushaltsstruk­
tur- und Begleitgesetze) sind zwar parallel zur Ent­
stehung und vor dem Hintergrund einer neuen Frau­
enbewegung bewerkstelligt worden, doch abgesehen 
von der grundsätzlichen und die Bewegung tragen­
den Einmischung zur Abschaffung des § 218 StGB 
sind Frauenrechtsfragen traditionell nur eine Ange­
legenheit der etablierten Frauenverbände, allenfalls 
auch der Frauen in den Gewerkschaften, sie scheinen 
Feministinnen nicht zu interessieren - auch hier 
abgesehen von einigen Expertinnen, wobei die Juri­
stinnen von STREIT gewiß eine wichtige Vermittler­
rolle gespielt haben. 

Recht ist dem neuen Feminismus verdächtig, zu 
Recht, doch ich halte das Desinteresse in Rechtsfra­
gen oder den intellektuellen Rückzug auf die 'Politik 
der ersten Person', d.i. eine strikte Ablehnung von 
sog. ,,Stellvertreterpolitik" dennoch für eine poli­
tisch gefährliche Arbeitsteilung. Die im internatio­
nalen Vergleich überaus dogmatische Trennung zwi­
schen 'radikalem Feminismus' und etablierter Frau­
enpolitik in der BRD ist m.E. nicht zuguterletzt 
einem besonderen Geschichtsverlust in der deut­
schen Frauenbewegungsgeschichte zu verdanken, er 
zeichnete sich bis vor kurzem etwa in einer genera-
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tionsweisen Trennung zwischen Feministinnen und 
Frauenpolitikerinr.en ab. Auch wenn diese Trennung 
mit der Ausdifferenzierung der Feminismen aufzu­
brechen scheint, so käme es nun darauf an, daß nicht 
die Feministinnen in Sachfragen ins Hintertreffen 
geraten, bei den 'Etablierten' in die Schule gehen, 
sondern daß gerade umgekehrt feministische Maß­
stäbe auch in der rechtspolitischen Diskussion 
gesetzt und gemeinsam durchgesetzt werden. 

Die jüngste sozialpolitische Entwicklung deu­
tet darauf hin, daß auch die neueste „Krise des 
Sozialstaats" wiederum durch eine große Männer­
Koalition auf Kosten von Frauen bewältigt werden 
soll. Der ewigen Klassenkonflikte überdrüssig 
haben sich nicht nur Frauen von H. Geisslers „Neu­
er sozialer Frage" einfangen lassen, die sich angeb­
lich endlich der.Nicht-Lohnarbeiter, derer, die keine 
Lobby besitzen, der Alten, Kinderreichen, Frauen 
und 'vergessenen' Armen annahm (H. Geissler, 
1976). Ein wieder aufgelebter Ordoliberalismus 
wonach sich Leistung endlich wieder lohnen soll, 
oder eine von rechts und links gleichermaßen heftige 
Sozialstaatskritik an zunehmender Bürokratisierung 
und Verrechtlichung taten ein Übriges, um Rechts­
kämpfe für überflüssig und überholt erscheinen zu 
lassen, ohne zu bedenken, daß aus der Ungleichheit 
und Ungleichzeitigkeit von Frauenrechten die Gele­
genheit zu direkter und struktureller Gewalt 
erwächst. Der neueste Schulterschluß zwischen SPD 
und Gewerkschaften und der Regierungskoalition in 
Fragen der aktuell diskutierten Rentenstrukturre­
form endlich sollten aufmerken lassen. Solcherlei 
Männerbündnisse sind wesentliches Kennzeichen 
patriarchaler Verhältnisse. 

Die Initiative im Schwerpunkt Feministische 
Forschung der Frankfurter Universität, den Ren­
tenskandal und die Armut von Frauen in unserer 
Gesellschaft zum Anlaß intensiver Forschung und 
Aufklärung und zusammen mit feministischen Pro­
jekten zu einem Politikum zu machen, ist der Ver­
such, der patriarchalen übermacht zumindest in die­
ser Frage kompetent und unnachgiebig entgegenzu­
treten. 
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